Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2118 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 26. März 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Zucker. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 12. März 1964 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Der Rat der EWG wird in der zur Zeit stattfindenden Sitzung 
(23./25. März 1964) über die Anhörung des Europäischen Parla- 
ments beschließen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die sdirittweise Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Zucker 

(Vorlage der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gmeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen Agrar- 
politik Hand in Hand gehen, die vor allem eine ge- 
meinsame Organisation der Agrarmärkte für die 
einzelnen Erzeugnisse umfassen muß. 

Dem Zucker kommt in der Wirtschaft der Gemein- 
schaft sowohl als Quelle direkter Einnahmen für die 
Erzeuger wie auch als Versorgungsquelle für die 
Veredlungs Wirtschaft besondere Bedeutung zu. 

Um den Erzeugern in der Gemeinschaft die Erhal- 
tung der erforderlichen Garantien für ihre Beschäfti- 
gung und Lebenshaltung zu gewährleisten, müssen 
jährlich in jedem Mitgliedstaat ein Richtpreis für 
Zucker und ein Mindestaufkaufpreis für die in den 
Zuckerfabriken verwendeten Zuckerrüben festge- 
setzt werden. 

Zur Errichtung eines einheitlichen Marktes ist 
es erforderlich, daß diese einzelstaatlichen Preise 
schrittweise einander angenähert werden. 

Um den Zuckerherstellern die Möglichkeit zu ge- 
ben, den Mindestaufkaufpreis für die in den Zucker- 
fabriken verwendeten Zuckerrüben einzuhalten, 
muß im Verhältnis zum Richtpreis ein Interventions- 
preis für Zucker festgesetzt werden, der der Fest- 
setzung des Mindestkaufpreises lür Zuckerrüben 
zugrunde gelegt wird und nach dem sich das Vor- 
gehen der zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten 
bestimmt. 

Der Handel mit Agrarerzeugnissen zwischen den 
Mitgliedstaaten wird durch eine Reihe von Hinder- 
nissen, nämlich Zölle, Abgaben gleicher Wirkung, 
Kontingente und sonstige mengenmäßige Beschrän- 
kungen, gehemmt, die in der Übergangszeit in unter- 
schiedlicher Weise und Zeitfolge schrittweise besei- 
tigt werden müßten, wenn die Organe der Gemein- 
schaft keine Harmonisierungsmaßnahmen treffen; 
eine einheitliche Maßnahme an der Grenze auf 
dem Gebiet des innergemeinschaftlichen Waren- 
verkehrs erlaubt hingegen einen gleichlaufend fort- 
schreitenden Abbau dieser flindernisse in allen 


Mitgliedstaaten in einer Zeitfolge, die der schrittwei- 
sen Entwicklung der gemeinsamen Agrarpolitik an- 
gepaßt ist. 

Eine solche einheitliche Maßnahme an der Grenze, 
die an die Stelle sämtlicher einzelstaatlicher Maß- 
nahmen tritt, muß sowohl eine angemessene Stüt- 
zung der Agrarmärkte der Mitgliedstaaten während 
der Übergangszeit sicherstellen als auch mit der 
Entwicklung des freien Warenverkehrs innerhalb 
der Gemeinschaft die schrittweise Errichtung des 
Gemeinsamen Marktes ermöglichen. Dieses Ergeb- 
nis kann durch innergemeinschaftliche Abschöpfun- 
gen erzielt werden, die dem Unterschied zwischen 
den Preisen des einführenden und des ausführenden 
Mitgliedstaates entsprechen, wodurch auf dem 
Markt eines Landes mit höheren Preisen etwaige 
Störungen durch Einfuhren aus einem Land mit nie- 
drigen Preisen vermieden werden. 

Die Ersetzung anderer, auf Grund des Vertrages 
während der Übergangszeit aufzuhebender Maß- 
nahmen durch innergemeinschaftliche Abschöpfun- 
gen würde dem Grundsatz der schrittweisen Errich- 
tung des Gemeinsamen Marktes zuwiderlaufen, 
wenn nicht gleichzeitig ihre schrittweise Herabset- 
zung vorgesehen würde. 

Diese schrittweise Herabsetzung der Abschöp- 
fungen ist bei Zucker und Melasse von der Annä- 
herung der Preise für diese Erzeugnisse abhängig; 
bei den anderen Erzeugnissen wird der Abschöp- 
fungsbetrag nach ihrem Zuckergehalt berechnet; 
bei den Vearbeitungserzeugnissen ist es hingegen 
angebracht, einen festen Abschöpfungsbetrag zum 
Schutz der Verarbeitungsindustrie sowie dessen 
schrittweise und automatische Herabsetzung vorzu- 
sehen; ferner ist ein auf dem Zuckergehalt beruhen- 
der Abschöpfungsbetrag vorgesehen, durch den not- 
falls der Schutz der Verarbeitungserzeugnisse und 
der Schutz des Zuckers angeglichen werden. 

Die Einführung neuer Schutzmaßnahmen an den 
Binnengrenzen der Gemeinschaft, durch die den Er- 
zeugern in den Mitgliedstaaten Sicherheiten gege- 
ben werden, steht nur dann mit den Grundsätzen 
des Vertrages in Einklang, wenn sie alle sonstigen 
Schutzmaßnahmen ersetzen, die die Mitgliedstaaten 
gegenwärtig anwenden können. 

Die einzuführende Regelung muß die Beibehal- 
tung der sich aus der Anwendung des Vertrages 
ergebenden Präferenz zugunsten der Mitgliedstaaten 
ermöglichen; diesem Erfordernis kann durch die 
Einführung von Abschöpfungen auf Einfuhren aus 
dritten Ländern, die dem Unterschied zwischen dem 
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Preisstand des einführenden Mitgliedstaates und den 
Weltmarktpreisen entsprechen und alle anderen 
Schutzmaßnahmen an der Grenze ersetzen, sowie 
durch einen Pauschalabschlag bei der innergemein- 
schaftlichen Abschöpfung Rechnung getragen wer- 
den, der so festgelegt wird, daß er die schrittweise 
Entwicklung des Warenverkehrs in der Gemein- 
schaft ermöglicht. 

Liegen die Weltmarktpreise über dem Preisstand 
in den Mitgliedstaaten, so muß in dem ausführenden 
Mitgliedstaat zur Gewährleistung einer gesicherten 
Versorgung eine Abschöpfung in Höhe des Unter- 
schieds zwischen den Weltmarktpreisen und dem 
Preisstand in dem ausführenden Mitgliedstaat er- 
hoben werden; im innergemeinschaftlichen Handel 
muß die gleiche Maßnahme angewandt werden; 
es empfiehlt sich jedoch, einen Pauschal ab schlag 
bei der innergemeinschaftlichen Abschöpfung fest- 
zusetzen, um eine schrittweise Entwicklung des Wa- 
renverkehrs in der Gemeinschaft zu ermöglichen. 

Damit diese Handelsregelung funktioniert, müs- 
sen die Bestimmungen des Vertrages, die eine 
Handhabe bieten, Beihilfen zu beurteilen und gegen 
die mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren 
Beihilfen vorzugehen, auf alle Beihilfen ausgedehnt 
werden, die diese Regelung verfälschen; die Praxis, 
den Ausfuhrpreis dem Stand des Weltmarktpreises 
anzupassen, kann vorbehaltlich gewisser Sonder- 
bestimmungen in den Fällen aufrechterhalten wer- 
den, in denen Weißzucker aus einem Mitgliedstaat 
mit einem höheren Preis nach einem anderen Mit- 
gliedstaat mit einem niedrigeren Preis ausgeführt 
wird; in den Fällen, in denen der Weltmarktpreis 
über dem Preisstand in einem einführenden Mit- 
gliedstaat liegt, muß die Möglichkeit gegeben sein, 
unter bestimmten Voraussetzungen bei der Einfuhr 
von Zucker eine Beihilfe zu gewähren; außerdem 
muß der Französischen Republik die Möglichkeit ein- 
geräumt werden, eine Beihilfe für den Transport 
des in den französischen Uberseedepartements er- 
zeugten Zuckers zu gewähren. 

Ein Veredlungsverkehr, der dazu führt, daß der 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten mit Verarbei- 
tungserzeugnissen, zu deren Herstellung eingeführte 
Grunderzeugnisse verwendet worden sind, auf der 
Grundlage der Weltmarktpreise dieser Grunder- 
zeugnisse erfolgt, ist mit der Handelsregelung un- 
vereinbar. Die Verbindung zwischen der Preisrege- 
lung und dieser Handelsregelung läßt sich zweck- 
mäßigerweise durch die Festsetzung des Schwellen- 
preises des einführenden Mitgliedstaates herstellen; 
an Hand dieses Preises werden nämlich die Ab- 
schöpfungen innerhalb der Gemeinschaft und gegen- 
über dritten Ländern so festgelegt, daß der Ver- 
kaufspreis für eingeführten Zucker den Richtpreis 
zu erreiclien gestattet. 

Um die Durchführung der in Aussicht genom- 
menen Maßnahmen zu erleichtern, ist ein Verfahren 
vorgesehen, durch das im Rahmen eines Verwal- 
tungsausschusses eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission her- 
beigeführt wird. 


Es ist erforderlich, daß die gemeinsame Markt- 
organisation für Zucker am Ende der Übergangs- 
zeit vollständig errichtet ist — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 


1. Um eine fortschreitende Entwicklung des Ge- 
meinsamen Marktes und der gemeinsamen Agrar- 
politik zu gewährleisten, wird schrittweise eine ge- 
meinisame Marktorganisation für Zucker errichtet, 
die eine Regelung der Preise und des Warenaus- 
tausches umfaßt. 


2. Die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 
findet auf folgende Erzeugnisse Anwendung: 


Nummer des Gemein- 
samen Zolltarifs der Euro- Warenbezeichnung 

päischen Gemeinschaften 

a) 17.01 Rüben- und Rohrzucker, 

fest 


1. im folgenden Rohzucker 
genannt 

11. im folgenden Weißzucker 
genannt 

b) 12.04 Zuckerrüben (auch Schnit- 

zel, frisch, getrocknet 
oder gemahlen), Zucker- 
rohr; 

c) 17.03 Melasse, auch entfärbt; 

d) die in der Anlage zu dieser Verordnung aufge- 
führten Erzeugnisse, machstehend Verarbeitungs- 
erzeugnisse genannt. 


3. Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission die Zuckerarten fest, die den 
Bezeichnungen Rohzucker und Weißzucker ent- 
sprechen. 


TITEL I 

Preisregelung 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten setzen alljährlich für unver- 
packten, unversteuerten Weißzucker ab Fabrik 
einen einheitlichen Richtpreis fest. Dieser Richtpreis, 
der für eine in allen Mitgliedstaaten einheitliche 
Standardqualität gilt, wird bis zum 15. November 
festgelegt und unverzüglich der Kommission noti- 
fiziert. Er wird während des darauffolgenden 
Zuckerwirtschafts j ahres angewendet. 

Die in Absatz 1 genannte Standardqualität wird 
auf Vorschlag der Kommission vom Rat festgelegt, 
und zwar während der zweiten Stufe einstimmig 
und danach mit qualifizierter Mehrheit. 
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Artikel 3 

1. Der Rat bestimmt einstimmig auf Vorschlag der 
Kommission vor dem 1. Oktober 1964 für das Wirt- 
schaftsjahr 1965/66 eine für alle Mitglied Staaten gel- 
tende obere und untere Grenze der Richtpreise. 

Die obere und die untere Preisgrenze werden 
festgesetzt: 

— auf der Grundlage der in den Mitgliedstaaten im 
Wirtschaftsjahr 1964/65 geltenden Preise. Gilt 
der Preis in einem Mitgliedstaat nur für eine be- 
stimmte Menge, so wird nur dieser Preis zu- 
grunde gelegt; 

— unter Berücksichtigung der geplanten Entwick- 
lung der Zuckerwirtschaft. 

2. Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 23 
werden die Unterschiede zwischen den durch die 
Mitgliedstaaten nach dieser Verordnung festgesetz- 
ten Richtpreisen schrittweise verringert, um späte- 
stens am Ende der Übergangszeit zu einem gemein- 
samen Richtpreis zu gelangen. 

Der Rat legt jedes Jahr bis zum 15. Oktober, und 
zwar während der zweiten Stufe einstimmig und da- 
nach mit cjualifizlerter Mehrheit, auf Vorschlag der 
Kommission die Maßnahmen fest, welche die Mit- 
gliedstaaten für das darauffolgende Zuckerwirt- 
schaftsjahr auf dem Gebiet der Preise anwenden 
müssen. 


Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten setzen vor Beginn des Zuk- 
kerwirtschaftsjahres einen Interventionspreis für 
Weißzucker fest. Dieser Interventionspreis, der für 
die gleiche Standardqualität festgesetzt wird, für die 
der Richtpreis gilt, entspricht dem um einen festen 
Hundertsatz verminderten Richtpreis; der Hundert- 
satz wird von jedem Mitgliedstaat auf mindestens 
5 V. H. und höchstens 10 v. H. festgelegt. Der Rat 
erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der 
Kommission die erforderlichen Bestimmungen, um 
im Laufe der Übergangszeit zu einem für die Ge- 
meinschaft einheitlichen Hundertsatz zu kommen. 

2. Die Interventionsstellen der Mitgliedstaaten 
sind während des gesamten Zuckerwirtschaftsjahres 
verpflichtet, den ihnen von den Zuckereigentümern 
angebotenen inländischen Weißzucker zum Inter- 
ventionspreis, und zwar nur zu diesem Preis, aufzu- 
kaufen. Sie können ferner Einlagerungsverträge ab- 
schließen, um zu verhindern, daß sie den weißen 
Zucker in Anwendung des vorstehenden Absatzes 
aufkaufen müssen. 

3. Die Interventionsstellen eines Mitgliedstaates 
dürfen das nach Absatz 2 erworbene Erzeugnis inner- 
halb dieses Mitgliedstaates nicht so verkaufen, daß 
dadurch verhindert wird, daß die Preise sich auf 
dem Stand des Richtpreises entwickeln. Sie können 
den Weißzucker, sofern er für die menschliche Er- 
nährung ungeeignet gemacht wurde, zu einem nie- 
drigeren Preis verkaufen oder unter den gleichen 
Voraussetzungen eine Denaturierungsprämie ge- 
währen. 


4. Die Kriterien für den Abschluß der Einlage- 
rungsverträge werden vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit festgelegt. 

Die weiteren Einzelheiten der Anwendung dieses 
Artikels werden nach dem Verfahren des Artikels 
25 festgelegt. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten setzen alljährlich gleich- 
zeitig mit dem Richtpreis für Zucker einen Mindest- 
preis für Zuckerrüben fest, der für Ware einer be- 
stimmten Anlieferungsstufe und einer für alle Mit- 
gliedstaaten einheitlichen Standardqualität gilt. Die- 
ser Mindestpreis wird vom Interventionspreis für 
Zucker nach Maßgabe eines Preisverhältnisses ab- 
geleitet, das unter Berücksichtigung gewisser Kri- 
terien festgelegt wird. 

2. Die Zuckerhersteller sind verpflichtet, die . in den 
Zuckerfabriken verwendeten Zuckerrüben zu diesem 
Mindestpreis unter Berücksichtigung etwaiger Zu- 
oder Abschläge entsprechend den Eigenschaften der 
Ware und den Lieferbedingungen zu kaufen. 

Die Zu- und Abschläge werden von jedem Mit- 
gliedstaat gleichzeitig mit dem Mindestpreis für 
Zuckerrüben festgesetzt. 

3. Der Rat legt während der zweiten Stufe ein- 
stimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission die Einzelheiten der An- 
wendung dieses Artikels fest, namentlich 

— die Standardqualität und die Anlieferungsstufe, 
die für den Mindestpreis maßgebend sind; 

— die Kriterien zur Festlegung des Preisverhält- 
nisses zwischen Zucker und Zuckerrüben; diese 
Kriterien tragen namentlich dem Wert der Nach- 
erzeugnisse, insbesondere der Melasse, sowie 
der Notwendigkeit Rechnung, im Zuge der Ent- 
wicklung der Verarbeitungsindustrie spätestens 
bis zum Ende der Übergangszeit zu einem ein- 
heitlichen Preisverhältnis unter Berücksichtigung 
eines einheitlichen Melassepreises zu gelangen; 

— die Kriterien zur Angleichung der Zu- und Ab- 
schläge. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten führen eine Regelung zum 
Ausgleich der Aufwendungen für Lagerhaltung für 
Weiß Zucker ein. 

Die während der letzten neun Monate des Wirt- 
schaftsjahres gemachten Aufwendungen für Lager- 
haltung werden den Anspruchsberechtigten er- 
stattet. 

Diese Ausgaben werden durch Beiträge der Zuk- 
kerhersteller, Raffinerien und Importeure finanziert, 
deren Höhe sich nach den von ihnen erzeugten 
bzw. eingeführten Weißzuckermengen bestimmt. 

2. Die Einzelheiten der Anwendung dieses Artikels 
werden vom Rat auf Vorschlag der Kommission 
festgelegt, und zwar während der zweiten Stufe 
einstimmig und danach mit cjualifizlerter Mehrheit. 
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TITEL II 

Regelung des Warenaustausches 

Artikel 7 

1. Bei der Einfuhr von Rohzucker und von Weiß- 
Zucker in einen Mitgliedstaat wird ein Betrag er- 
hoben, der 

— bei Ware aus Drittländern dem Unterschied zwi- 
schen dem nach Artikel 8 festgesetzten Schwel- 
lenpreis des EWG-Einfuhrstaates und dem nach 
Artikel 9 festgesetzten cif-Preis der Ware ent- 
spricht; 

• — bei Ware aus einem anderen Mitgliedstaat dem 
Unterschied zwischen dem Schwellenpreis des 
EWG-Einfuhrstaates und dem nadi Artikel 10 er- 
mittelten Frei-Grenze-Preis der Ware aus dem 
EWG-Ausfuhrstaat entspricht; dieser Unterschied 
wird um einen gemäß Artikel 11 festgesetzten 
Pauschbetrag vermindert. 

2. Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 2 Buch- 
stabe b) genannten Erzeugnisse in einen Mitglied- 
staat wird ein Abschöpfungsbetrag erhoben, der 
auf der Grundlage des pauschal festgelegten Sac- 
charosegehalts und 

— des Abschöpfungsbetrags auf Weißzucker bei 
der Einfuhr aus dritten Ländern, 

— des Unterschiedes zwischen den Schwellenprei- 
sen für Weißzucker im einführenden Mitglied- 
staat und im ausführenden Mitgliedstaat bei der 
Einfuhr aus Mitgliedstaaten berechnet wird. 

3. Bei der Einfuhr der in Artikel 1 Absatz 2 Buch- 
stabe c) genannten Erzeugnisse aus Drittländern 
oder Mitgliedstaaten in einen Mitgliedstaat wird 
ein Abschöpfungsbetrag erhoben, der 

— im Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
dem Unterschied zwischen den Melassepreisen 
in dem EWG-Einfuhrstaat und dem EWG-Aus- 
fuhrstaat entspricht; es handelt sich dabei um die 
Melassepreise, die bei der Festsetzung des Ver- 
hältnisses zwischen dem Interventionspreis für 
Zucker und dem Mindestpreis für Zuckerrüben 
im Rahmen von Artikel 5 berücksichtigt wurden; 

— im Warenverkehr mit Drittländern dem Unter- 
schied zwischen dem obengenannten Preis in dem 
EWG-Einfuhrstaat und dem während einer be- 
stimmten Bezugszeit auf dem Weltmarkt gehand- 
habten Preis entspricht. 

Die in diesem Absatz genannten Abschöpfungs- 
beträge werden für die Dauer des Zuckerwirtschafts- 
jahres nach dem Verfahren des Artikels 25 fest- 
gesetzt; sie können im Laufe des Wirtschaftsjahres 
geändert werden, falls sich dies als notwendig er- 
weist, um das Marktgleichgewicht zu gewährleisten. 

Niedrigere Abschöpfungsbeträge können nach 
dem gleichen Verfahren für besondere Verwen- 
dungszwecke festgesetzt werden. 

4. Bei der Einfuhr von Verarbeitungserzeugnissen 
in einen Mitgliedstaat wird ein fester Abschöpfungs- 
betrag, der dem Schutze der Verarbeitungsindustrie 


dienen soll, erhoben. Außerdem kann der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis- 
sion einen beweglichen Teilbetrag ergänzen, der 
pauschal festgesetzt und abgeändert werden kann; 

a) dieser bewegliche Teilbetrag entspricht bei aus 
Rohzucker oder Weißzucker hergestellten Ver- 
arbeitungserzeugnissen den Auswirkungen 

— des auf Rohzucker oder Weißzucker bei Ein- 
fuhren aus Drittländern erhobenen Abschöp- 
fungsbetrages 

— des Unterschieds der Schwellenpreise für Roh- 
zucker oder Weißzucker im EWG-Einfuhrstaat 
und im EWG-Ausfuhrstaat bei Einfuhren aus 
Mitgliedstaaten 

auf den Selbstkostenpreis dieser Erzeugnisse; 

b) der bewegliche Teilbetrag wird bei Verarbei- 
tungserzeugnissen, die keinen Rohzucker oder 
weißen Zucker enthalten, unter Berücksichtigung 
der Marktbedingungen für die in Buchstabe a) 
genannten Verarbeitungserzeugnisse festgesetzt, 
die ihnen hinsichtlich des Süßstof fgehalts am 
ähnlichsten sind. 

Dabei wird jedoch die sich aus der Konsolidierung 
im GATT ergebende Einfuhrhöchstbelastung berück- 
sichtigt. 

5. Entspricht das tatsächliche Angebot an Verarbei- 
tungserzeugnissen, die einer Abschöpfung mit be- 
weglichem Teilbetrag unterliegen und aus Drittlän- 
dern stammen, nicht dem Preis, der sich aus dem 
Preis des darin enthaltenen Zuckers zuzüglich der 
Verarbeitungskosten ergibt, so kann der nach Ab- 
satz 3 berechnete feste Abschöpfungsbetrag um 
einen Zusatzbetrag erhöht werden, der nach dem 
Verfahren des Artikels 25 festgesetzt wird. 

6. Die bei der Einfuhr erhobenen innergemein- 
schaftlichen Abschöpfungsbeträge werden schritt- 
weise im gleichen Maße verringert, wie sich die 
Zucker- oder Melassepreise einander annähern. 

Der feste Teilbetrag des auf Verarbeitungserzeug- 
nisse anwendbaren Abschöpfungsbetrages wird je- 
doch bereits vom ersten Jahr der Anwendung cier 
durch diese Verordnung eingeführten Regelung des 
Warenaustausches ab jährlich um ein Sechstel ver- 
ringert. 

7. Auf Vorschlag der Kommission legt der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit die Einzelheiten der Anwen- 
dung der Absätze 2 und 4 fest; 

Artikel 8 

1. Die Mitgliedstaaten setzen alljährlich drei Mo- 
nate vor Beginn des Zuckerwirtschaftsjahres einen 
Schwellenpreis für Rohzucker und einen Schwellen- 
preis für Weißzucker fest. 

2. Der Schwellenpreis für Weißzucker wird für die 
gleiche Standardqualität, die für den Richtpreis maß- 
gebend ist, so festgesetzt, daß unter Berücksichti- 
gung des in Artikel 11 vorgesehenen Pauschbetrages 
der Stand des Richtpreises für Zucker erreicht wer- 
den kann. 
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3. Der Sdiwellenpreis für Rohzucker wird für eine 
in allen Mitgliedstaaten einheitliche Standardquali- 
tät festgesetzt; er entspricht dem Schwellenpreis für 
Weißzucker, der mit einem Koeffizienten in Höhe 
einer für die Gemeinschaft einheitlichen Verarbei- 
tungsspanne multipliziert wird. Der Rat lögt mit 
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis- 
sion die Standardqualität und den der Verarbei- 
tungsspanne entsprechenden Koeffizienten fest. 


Artikel 9 

1. Der cif-Preis für Rohzucker und Weißzucker, der 
auf Grund der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten 
auf dem Weltmarkt ermittelt und für einen von 
jedem Mitgliedstaat gewählten Grenzübergangsort 
berechnet wird, wird auf der Grundlage der inter- 
nationalen Kurse bestimmt, die entsprechend etwai- 
gen Qualitätsunterschieden gegenüber der für den 
Schwellenpreis maßgebenden Standardqualität und 
unter Berücksichtigung der Genauigkeit der verfüg- 
baren Notierungen berichtigt vTerden. 

2. Sind die freien Notierungen auf dem Weltmarkt 
nicht maßgebend für den Angebotspreis und liegt 
dieser Angebotspreis unter den Weltmarktpreisen, 
so gilt an Stelle des cif-Preises — jedoch lediglich 
für die betreffenden Einfuhren — ein nach Maßgabe 
des Angebotspreises festgesetzter Preis. 

3. Die Kommission setzt die in diesem Artikel ge- 
nannten Preise fest. Die dabei anzuwendenden 
Kriterien sowie die Anwendungsmodalitäten für 
diesen Artikel werden nach dem Verfahren des 
Artikels 25 festgelegt. 


Artikel 10 

1. Der Preis für Weißzucker aus dem ausführenden 
Mitgliedstaat frei Grenze des einführenden Mit- 
gliedstaates wird wie folgt ermittelt: 

— - nach dem Interventionspreis, wenn der cif-Preis 
dem Interventionspreis des ausführenden Mit- 
gliedstaates entspricht oder darunter liegt; 

— nach dem cif-Preis, wenn dieser zwischen dem 
Interventions- und dem Richtpreis des ausführen- 
den Mitgliedstaates liegt; 

■ — nach dem Richtpreis, wenn der cif-Preis dem 
Richtpreis des ausführenden Mitgliedstaates ent- 
spricht oder höher liegt. 

2. Der Preis für Rohzucker aus dem ausführenden 
Mitgliedstaat frei Grenze des einführenden Mit- 
gliedstaates wird anhand des nach vorstehendem 
Absatz berechneten und mit dem der Verarbeitungs- 
spanne entsprechenden Koeffizienten im Sinne von 
Artikel 8 Absatz 3 multiplizierten Preises ermittelt, 

3. Die nach den Absätzen 1 und 2 festgesetzten 
Preise werden um die Vermarktungs- und Beförde- 
rungskosten bis zum Grenzübergangsort erhöht. 

4. Die Kommission setzt die in diesem Artikel ge- 
nannten Preise fest. Die Kriterien für diese Preis- 
bestimmung werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 25 festgelegt. 


Artikel 11 

1. Die Pauschbeträge werden so festgesetzt, daß 
sich der Handel zwischen den Mitgliedstaaten unter 
Berücksichtigung des Angebots auf den Zucfcer- 
märkten der Mitgliedstaaten aus eigener Erzeugung 
oder aus anderen Mitgliedstaaten schrittweise und 
regelmäßig bis zur Errichtung des einheitlchen 
Marktes entwickelt. Diese Beträge werden jährlich 
nach dem Verfahren des Artikels 25 bestimmt, und 
zwar nach den Kriterien, die der Rat auf Vorschlag 
der Kommission während der zweiten Stufe ein- 
stimmig und danach mit qualifzierter Mehrheit fest- 
legt. Sie werden vor Beginn des Wirtschaftsjahres 
veröffentlicht. 

2. Wenn der innergemeinschaftliche Handel wäh- 
rend des Wirtschaftsjahres nicht die in Absatz 1 
genannte Entwicklung nimmt, werden die Pausch- 
beträge nach dem Verfahren des Artikels 25 über- 
prüft. In diesem Fall erfolgt eine Neufestsetzung 
des Schwellenpreises. 


Artikel 12 

1. Liegt der cif-Preis für Rohzucker oder Weiß- 
zucker über dem Schwellenpreis eines einführenden 
Mitgliedstaates, so kann dieser eine Beihilfe bei 
Einfuhren dieses Erzeugnisses aus dritten Ländern 
gewähren. Diese Beihilfe entspricht dem Unterschied 
zwischen dem cif-Preis und dem Schwellenpreis. Der 
Mitgliedstaat kann dieselbe Beihilfe für Einfuhren 
aus Mitgliedstaaten gewähren. 

2. Bedient sich der Mitgliedstaat der in Absatz 1 
vorgesehenen Möglichkeit, so kann er bei der Ein- 
fuhr von Verarbeitungserzeugnissen, die einer Ab- 
schöpfung mit beweglichem Teilbetrag unterliegen, 
eine Beihilfe gewähren, die nach den vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehr- 
heit festgesetzten Kriterien berechnet wird. 

3. Liegt der cif-Preis für Weißzucker über dem 
Richtpreis eines Mitgliedstaates, so erhebt dieser 
Staat bei der Ausfuhr von Weißzucker nach Mit- 
gliedstaaten und dritten Ländern eine dem Unter- 
schied zwischen dem cif-Preis und dem Richtpreis 
entsprechende Abschöpfung. 

Liegt der cif-Preis für Rohzucker über dem mit 
dem der Verarbeitungsspanne entsprechenden Koef- 
fizienten im Sinne von Artikel 8 Absatz 2 multipli- 
zierten Richtpreis für Weißzucker, so erhebt der 
Mitgliedstaat bei der Ausfuhr von Rohzucker nach 
Mitgliedstaaten und dritten Ländern eine dem 
Unterschied zwischen dem cif-Preis und dem so ver- 
ringerten Richtpreis entsprechenden Abschöpfungs- 
betrag. 

Beim Handel zwischen den Mitgliedstaaten wird 
der in den vorstehenden Absätzen vorgesehene Ab- 
schöpfungsbetrag um den Pauschbetrag sowie die 
Beförderungs- und Vermarktungskosten bis zum 
Grenzübergangsort des Einfuhrlandes vermindert. 

Beim Handel mit dritten Ländern wird der Ab- 
schöpfungsbetrag um die Beförderungs- und Ver- 
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marktungskosten für Lieferung auf den Weltmarkt 
vermindert. 

4. Erhebt ein Mitgliedstaat Ausfuhrabgaben nach 
Absatz 3, so kann er bei der Ausfuhr der Verarbei- 
tungserzeugnisse, die einer Abschöpfung mit be- 
weglichem Teilbetrag unterliegen, eine Abgabe 
erheben, die nach den vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit festgesetz- 
ten Kriterien berechnet wird. 

5. Unbeschadet von Artikel 23 gelten die Bestim- 
mungen dieses Artikels längstens bis Ende der 
Übergangszeit für den Handel zwischen den Mit- 
gliedstaaten. 

Die Einzelheiten der Anwendung dieses Artikels 
werden nach dem Verfahren des Artikels 25 fest- 
gelegt. 


Artikel 13 

1. Vorbehaltlich Artikel 7 Absatz 3 werden die 
Abschöpfungsbeträge von den Mitgliedstaaten fest- 
gesetzt und der Kommission unverzüglich mitge- 
teilt. 

Diese Beträge werden von den Mitgliedstaaten 
entsprechend den Veränderungen bei den Berech- 
nungsfaktoren geändert. Die Kriterien für die Än- 
derung der Abschöpfungsbeträge sowie die entspre- 
chenden Anwendungsmodalitäten werden nach dem 
Verfahren des Artikels 25 erlassen. 

Änderungen der Abschöpfungsbeträge werden 
der Kommission unverzüglich mitgeteilt. 


Artikeln 

1. Für alle Einfuhren und Ausfuhren der in Arti- 
kel 1 Buchstaben a) bis c) genannten Erzeugnisse ist 
die Vorlage einer vom Mitgliedstaat auf Antrag er- 
teilten Einfuhr- oder Ausfuhrgenehmigung erforder- 
lich. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission 
regelmäßig die Mengen mit, für die Genehmigun- 
gen erteilt worden sind. 

2. Die Einfuhrgenehmigung ist vom Tage ihrer Er- 
teilung bis zum 45. Tage nach diesem Zeitpunkt 
gültig. Die Ausfuhrgenehmigung ist vom Tage ihrer 
Erteilung bis zum Ablauf des dritten Monats, der 
auf den Monat der Erteilung folgt, gültig. 

3. Die Erteilung der Einfuhr- oder Ausfuhrgeneh- 
migung ist von der Stellung einer Kaution abhängig, 
die verfällt, wenn die Einfuhr bzw. Ausfuhr nicht 
innerhalb der Gültigkeitsdauer der Genehmigung 
durchgeführt wird. 

4. Die Einzelheiten der Anwendung dieses Artikels 
und namentlich die Ausnahmefälle, in denen die 
Gültigkeitsdauer der Genehmigung verlängert wer- 
den kann oder in denen die Kaution unter Umstän- 
den nicht verfällt, werden nach dem Verfahren des 
Artikels 25 festgelegt. 


Artikel 15 

1. Die zu erhebende Abschöpfung entspricht dem 
Betrage, der am Tage der Einfuhr oder Ausfuhr gilt. 

2. Bei Einfuhren oder Ausfuhren von Rohzucker 
oder Weißzucker wird jedoch auf Grund eines bei 
der Beantragung der Einfuhr- oder Ausfuhrgenehmi- 
gung zu stellenden Antrages der Abschöpfungs- 
betrag, der am Tage der Vorlage des Antrags auf 
Erteilung der Genehmigung gilt und nach Maßgabe 
des zum vorgesehenen Zeitpunkt der Einfuhr bzw. 
Ausfuhr gültigen Schwellenpreises zu berichtigen 
ist, auf ein Einfuhr- bzw. Ausfuhrgeschäft ange- 
wandt, das während der Gültigkeitsdauer dieser 
Genehmigung durchgeführt werden soll. In diesem 
Fall wird eine Prämie hinzugefügt, die zum gleichen 
Zeitpunkt wie der Abschöpfungsbetrag festgesetzt 
wird. 

3. Die Prämiensätze werden von der Kommission 
nach Kriterien festgelegt, die der Rat auf Vorschlag 
der Kommission während der zweiten Stufe ein- 
stimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit be- 
schließt. Die Einzelheiten der Anwendung dieses 
Artikels werden nach dem Verfahren des Artikels 25 
festgelegt. 

Artikel 16 

1. Im Handel zwischen den Mitgliedstaaten und 
mit dritten Ländern sind sowohl bei der Einfuhr als 
auch bei der Ausfuhr mit der Anwendung der in 
dieser Verordnung enthaltenen Handelsvorschriften 
unvereinbar: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher 
Wirkung; 

— die Anwendung von mengenmäßigen Beschrän- 
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung; 

— die Berufung auf Artikel 44 des Vertrages. 

Als Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine 
mengenmäßige Beschränkung gilt unter anderem die 
Beschränkung der Erteilung von Einfuhr- oder Aus- 
fuhrgenehmigungen auf einen bestimmten Kreis von 
Empfangsberechtigten. 

2. Vorbehaltlich Artikel 18 ist unvereinbar mit der 
Anwendung der Handelsvorschriften dieser Verord- 
nung die Ausfuhr aus einem Mitgliedstaat in einen 
anderen Mitgliedstaat 

a) von Erzeugnissen im Sinne des Artikels 1, auf 
die die im ausführenden Mitgliedstaat anwend- 
baren Abschöpfungen nicht erhoben oder bei 
welchen die Abschöpfungen ganz oder teilweise 
erstattet worden sind, 

b) von Erzeugnissen im Sinne des Artikels 1 oder 
von den einer gemeinsamen Marktorganisation 
und damit analogen Vorschriften unterworfenen 
Erzeugnissen, zu deren Herstellung in dieser 
oder einer vorangegangenen Stufe der Be- oder 
Verarbeitung in Artikel 1 genannte Erzeugnisse 
verwendet worden sind, auf welche die im aus- 
führenden Mitgliedstaat anwendbaren Zölle oder 
Abschöpfungen nicht erhoben oder bei welchen 
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diese Zölle oder Abschöpfungen ganz oder teil- 
weise erstattet worden sind. 

3. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit Ausnahmen von der Auf- 
hebung der • mengenmäßigen Beschränkungen und 
Maßnahmen gleicher Wirkung im Handel mit dritten 
Ländern besdiließen. 


Artikel 17 

Mit Anwendung der Handelsvorschriften sind die 
Artikel 92 bis 94 des Vertrages vorbehaltlich Arti- 
kel 18 dieser Verordnung auf die Erzeugung der in 
Artikel 1 genannten Erzeugnisse und den Handel 
mit diesen anzuwenden. 

Die Französische Republik kann für Zucker, der in 
ihren überseeischen Departements erzeugt wird, 
eine Beihilfe gewähren, die im Höchstfall den 
Frachtkosten zwischen diesen Departements und 
dem französischen Mutterland entspricht. 


Artikel 18 

1. Um Ausfuhren von Weißzucker nach dritten 
Ländern auf der Grundlage der Weltmarktkurse zu 
ermöglichen, kann der Unterschiedsbetrag zwischen 
diesen Kursen und dem Interventionspreis des aus- 
führenden Mitgliedstaates durch eine Erstattung und 
unter den nach dem Verfahren von Artikel 25 fest- 
gelegten Voraussetzungen gedeckt werden. 

2. Bei der Ausfuhr von Weißzucker aus einem Mit- 
gliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat und vor- 
behaltlich Artikel 12 Absatz 3 kann der ausführende 
Mitgliedstaat eine Erstattung gewähren, wenn der 
nach Artikel 10 festgesetzte Frei-Grenze-Preis über 
dem Schwellenpreis des einführenden Mitglied- 
staates liegt. 

Der Höchstbetrag dieser Erstattung ist gleich dem 
Betrag, der in Anwendung von Absatz 1 bei der 
Ausfuhr nach dritten Ländern gewährt werden kann. 

Wenn jedodi der Interventionspreis des aus- 
führenden Mitgliedstaates unter dem Richtpreis des 
einführenden Mitgliedstaates liegt, ist der Erstat- 
tungshöchstbetrag gleich dem Unterschied zwischen 
dem Frei-Grenze-Preis nach Artikel 10 und dem 
Schwellenpreis des einführenden Mitgliedstaates, 
wobei dieser Unterschied um den in Artikel 11 vor- 
gesehenen Pauschbetrag erhöht wird. 

Gewährt ein ausführender Mitgliedstaat in An- 
wendung von Absatz 1 und 2 eine Erstattung, so 
erhebt der einführende Mitgliedstaat den bei Ein- 
fuhren aus dritten Ländern geltenden Abschöpfungs- 
betrag, abzüglich des in Artikel 11 vorgesehenen 
Pauschbetrages. 

3. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Kriterien der Fest- 
setzung der Erstattungsbeträge, die bei der Ausfuhr 
von Verarbeitungserzeugnissen nach dritten Län- 
dern oder nach Mitgliedstaaten gewährt werden 
können. 


4. Die Interventionsstellen können den nach Arti- 
kel 4 Absatz 2 zwecks Ausfuhr in dritte Länder auf- 
gekauften Zucker wie folgt verkaufen: 

— entweder zu Weltmarktpreisen, unter denselben 
Bedingungen, die für die Anwendung von Ab- 
satz 1 festgelegt sind, wenn der Weißzucker un- 
verarbeitet ausgeführt werden soll, 

— oder zu dem nach Artikel 9 ermittelten cif-Preis, 
wenn der Weißzucker in Form eines Verede- 
lungserzeugnisses ausgeführt werden soll. 


Referenzpreis 


Artikel 19 

1. Die Mitgliedstaaten setzen jährlich drei Monate 
vor Beginn des Wirtschaftsjahres einen Referenz- 
preis für Rohzucker und einen Referenzpreis für 
Weißzucker fest, der für dieselbe Standardqualität 
gilt, die für den Schwellenpreis maßgebend ist. Der 
Referenzpreis für Weißzucker wird zwischen dem 
Richtpreis und dem Interventionspreis in einem für 
alle Mitgliedstaaten einheitlichen Verhältnis zu die- 
sen beiden Preisen festgesetzt; dieses Verhältnis 
wird nach dem Verfahren des Artikels 25 bestimmt. 

Der Referenzpreis für Rohzucker entspricht dem 
Referenzpreis für Weißzucker abzüglich des Betrags, 
der der in Artikel 8 Absatz 3 vorgesehenen Ver- 
arbeitungsspanne entspricht. 

2. Liegen für ein Erzeugnis die Binnenmarktpreise 
unter dem Referenzpreis, so setzt der betreffende 
Mitgliedstaat die Erteilung der Einfuhrgenehmigun- 
gen für die Einfuhr dieses Erzeugnisses aus Dritt- 
staaten aus. Er teilt dies der Kommission unver- 
züglich mit. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel, insbesondere für die Ermittlung des Binnen- 
marktpreises, werden nach dem Verfahren des 
Artikels 25 festgelegt. 


Artikel 20 

1. Wenn in einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
infolge der Durchführung der Maßnahmen zur 
schrittweisen Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Zucker der Markt auf Grund der 
Einfuhren ernstlichen Störungen ausgesetzt ist oder 
von ernstlichen Störungen bedroht wird, die die 
Ziele des Artikels 39 des Vertrags gefährden könn- 
ten, so können der oder die betreffenden Mitglied- 
staaten während der Übergangszeit hinsichtlich der 
Einfuhr dieser Erzeugnisse die erforderlichen Schutz- 
maßnahmen treffen. 

2. Der oder die betreffenden Mitgliedstaaten müs- 
sen diese Maßnahmen den anderen Mitgliedstaaten 
und der Kommission spätestens zum Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens notifizieren. 

Der oder die Mitgliedstaaten, die diese Maßnah- 
men anwenden, treffen die notwendigen Vorkeh- 
rungen, damit auf dem Transport befindliche Waren 
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von diesen Maßnahmen nicht betroffen werden; bei 
Schließung der Grenzen muß die Wegefrist minde- 
stens drei Tage betragen. Sie müssen bereit sein, 
sofort Verhandlungen im Hinblick auf vorläufige 
Abmachungen einzuleiten, damit verhindert wird, 
daß die Exporteure einen zu großen oder vermeid- 
baren Schaden erleiden. Diese Abmachungen wer- 
den den anderen Mitgliedstaaten und der Kommis- 
sion unverzüglich notifiziert. 

Auf Grund von Absatz 1 und in dem Bestreben, 
den Schutz zwischen den Mitgliedstaaten nicht zu 
erhöhen, entscheidet die Kommission nach Anhö- 
rung der Mitgliedstaaten im Rahmen des nach Arti- 
kel 24 eingesetzten Verwaltungsausschusses im 
Wege eines Dringlichkeitsverfahrens und binnen 
einer Frist von höchstens vier Arbeitstagen von der 
in Absatz 1 vorgesehenen Notifizierung an, ob die 
Maßnahmen aufrechterhalten, geändert oder besei- 
tigt werden sollen. Die Kommission kann ferner 
über die von den anderen Mitgliedstaaten anzuwen- 
denden Maßnahmen befinden. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen Mit- 
gliedstaaten notifiziert. Sie ist unverzüglich durch- 
zuführen. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Entscheidung der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens drei 
Arbeitstagen nach ihrer Notifizierung dem Rat vor- 
legen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er 
kann die Entscheidung der Kommission unter Be- 
rücksichtigung des Absatzes 1 und in dem Bestreben, 
den Schutz zwischen den Mitgliedstaaten nicht zu 
erhöhen, mit qualifizierter Mehrheit ändern oder 
aufheben. 

Die Entscheidung der Kommission ist ausgesetzt, 
wenn der Mitgliedstaat, der die in Absatz 1 vorge- 
sehenen Maßnahmen getroffen hat, den Rat damit 
befaßt. Diese Aussetzung endet am zehnten Tag, 
nachdem der Rat damit befaßt worden ist, wenn er 
die Entscheidung der Kommission nicht bereits ge- 
ändert oder aufgehoben hat. 

4. Jede Schutzmaßnahme, die den Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten betrifft, ist spätestens gleich- 
zeitig auf die Beziehungen zu den dritten Ländern 
anzuwenden, wobei der Grundsatz der Gemein- 
schaftspräferenz zu beachten ist. 

5. Werden in der Gemeinschaft nach Ablauf der 
Übergangszeit die Märkte der in Artikel 1 genann- 
ten Erzeugnisse auf Grund von Einfuhren aus drit- 
ten Ländern — insbesondere, wenn die Interven- 
tionsstellen zu größeren Käufen auf dem Markt der 
in Artikel 4 genannten Erzeugnisse veranlaßt wer- 
den — ernstlichen Störungen ausgesetzt oder von 
ernstlichen Störungen bedroht, so kann die Ertei- 
lung der Einfuhrgenehitiigungen gegenüber dritten 
Ländern vorbehaltlich etwaiger abweichender Be- 
stimmungen für besondere Bestimmungszwecke so 
lange ausgesetzt werden, bis die tatsächliche oder 
die drohende Störung aufhört. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ab- 
satz werden vom Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion mit qualifizierter Mehrheit festgelegt. 


TITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 21 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle Maßnahmen zur 
Anpassung ihrer Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten, damit diese Verordnung zu den in Artikel 30 
vorgesehenen Zeitpunkten tatsächlich angewandt 
werden kann. 

2. Bestehen in einem Mitgliedstaat für die in Ab- 
satz 1 genannte Anpassung ernstliche Schwierig- 
keiten, so kann dieser Mitgliedstaat eine Verlänge- 
rung der in Absatz 1 vorgesehenen Frist für diese 
Anpassung beantragen. 

Der Rat kann diese Verlängerung einstimmig auf 
Vorschlag der Kommission für die Dauer eines Jah- 
res genehmigen, vorausgesetzt, daß sich hieraus 
weder eine Behinderung der Entwicklung des Han- 
dels noch ein Schaden für die anderen Mitgliedstaa- 
ten ergibt. Diese Genehmigung kann unter den glei- 
chen Voraussetzungen und nach dem gleichen Ver- 
fahren für die Dauer eines Jahres erneuert werden. 

Die Kommission sorgt für die Beachtung der Vor- 
aussetzungen, unter denen die Genehmigung erteilt 
wird, und richtet zu diesem Zweck an die betreffen- 
den Mitgliedstaaten nach Anhörung der Mitglied- 
staaten im Rahmen des Verwaltungsausschusses die 
erforderlichen Richtlinien. 


Artikel 22 

Der Rat kann während der zweiten Stufe einstim- 
mig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission die Liste der in Artikel 1 
Buchstabe d) genannten Erzeugnisse ändern und für 
jedes der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse Aus- 
nahmen von dieser Verordnung festlegen. 


Artikel 23 

Der Rat erläßt diese Verordnung nach dem Ver- 
fahren des Artikels 43, um folgendes festzulegen: 

a) einen für die Gemeinschaft geltenden einheit- 
lichen Richtpreis für Weißzucker; 

b) einen Interventionspreis, einen Referenzpreis 
und einen Schwellenpreis für Weißzudcer und 
einen für die Gemeinschaft einheitlichen Schwel- 
lenpreis für Rohzucker; 

c) einen für die Gemeinschaft einheitlichen Min- 
destpreis für Zuckerrüben; 

d) einen für die Gemeinschaft einheitlidien Grenz- 
übergangsort im Hinblick auf die Ermittlung des 
cif-Preises; 

e) im Handel mit Drittländern: 

— einen für die Gemeinschaft einheitlichen Ab- 
schöpfungsbetrag bei der Einfuhr, wenn der 
cif-Preis unter dem Schwellenpreis liegt; 

— eine für die Gemeinschaft einheitliche Bei- 
hilfe bei der Einfuhr und einen für die Ge- 
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meinschaft einheitlichen Abschöpfungsbetrag 
bei der Ausfuhr, wenn der cif-Preis über dem 
Schwellenpreis liegt; 

f) eine Gemeinschaftsregelung zum Ausgleich der 
Aufwendungen für Lagerhaltung für Weiß- 
zucker, 

Diese Anpassung wird so vorgenommen, daß der 
gemeinsame Markt für Zucker im selben Jahr wie 
für Getreide verwirklicht wird. 


Artikel 24 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Zucker — 
im folgenden „Ausschuß" genannt — aus Vertre- 
tern der Mitgliedstaaten unter dem Vorsitz eines 
Vertreters der Kommission eingesetzt. 

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trags gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 


Artikel 25 

1. Sehen die Bestimmungen dieser Verordnung 
ausdrücklich die Anwendung des in diesem Artikel 
festgelegten Verfahrens vor, so befaßt der Vorsit- 
zende entweder von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaates den Ausschuß. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen, Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen innerhalb 
einer Frist, die der Vorsitzende entsprechend der 
Dringlichkeit der zu prüfenden Fragen bestimmen 
kann, Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von 12 Stimmen zustande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maßnah- 
men nicht der Stellungnahme des Ausschusses, so 
werden sie dem Rat von der Kommission alsbald 
mitgeteilt; in diesem Fall kann die Kommission die 
Anwendung der von ihr beschlossenen Maßnahmen 
bis zur Dauer von höchstens einem Monat nach die- 
ser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit inner- 
halb einer Frist von einem Monat anders entschei- 
den. 


Artikel 26 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaats vorlegt. 


Artikel 27 

Am Ende der Übergangszeit beschließt der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission unter Berücksichtigung der erworbenen Er- 
fahrungen über die Aufrechterhaltung oder Ände- 
rung des Artikels 25. 


Artikel 28 

Die Verordnung Nr. 25 des Rats über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik und die Be- 
stimmungen zur Durchführung dieser Verordnung 
werden auf dem Zuckermarkt von dem Zeitpunkt 
der Anwendung der in dieser Verordnung enthalte- 
nen Handelsvorschriften ab angewandt. 


Artikel 29 

Diese Verordnung ist so anzuwenden, daß den 
Zielen von Artikel 39 und denen von Artikel 110 
des Vertrags gleichzeitig und in angemessener 
Weise Rechnung getragen wird. 


Artikel 30 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Die Preisregelung wird jedoch in der Italienischen 
Republik ab 1. Juli 1964 und in den übrigen Mit- 
gliedstaaten ab 1. Oktober 1964 angewandt. Die 
Handelsvorschriften werden ab 1. Oktober 1964 an- 
gewandt. 

Sollten Übergangsbestimmungen erforderlich sein, 
so werden sie nach dem Verfahren des Artikels 25 
erlassen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Nummer 
des Ge- 
meinsamen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


ex 17.02 Andere Zucker, Sirupe, Kunsthonig, 
auch mit natürlichem Honig vermischt, 
Zucker und Melassen, karamelisiert; 
ausgenommen Laktose und Laktosesirup 
sowie Glukose und Glukosesirup; 

17.05 Zucker, Sirupe und Melassen, aromati- 
siert oder gefärbt (einschließlich Va- 
nille- und Vanillinzucker), ausgenom- 
men Fruchtsäfte mit beliebigem Zusatz 
von Zucker; 

ex 20.01 Gemüse, Küchenkräuter und Früchte, 
mit Essig zubereitet oder haltbar ge- 
macht, mit Zusatz von Zucker; 

20.03 Früchte, gefroren, mit Zusatz von 
Zucker; 


20.04 Früchte, Fruchtschale, Pflanzen und 
Pflanzenteile, mit Zucker haltbar ge- 
macht (durchtränkt und abgetropft, gla- 
siert oder kandiert); 

ex 20.05 Konfitüre, Marmelade, Fruchtgelees, 
Fruchtpasten und Fruchtmuse, durch Ko- 
chen hergestellt, mit Zusatz von Zucker; 

ex 20.06 Früchte, andere als Schalenfrüchte und 
Erdnüsse, in anderer Weise zubereitet 
oder haltbar gemacht, mit oder ohne Zu- 
satz von Alkohol, mit Zusatz von Zucker; 


ex 20.07 Fruchtsäfte (einschließlich Traubensaft) 
und Gemüsesäfte, nicht gegoren, ohne 
Zusatz von Alkohol, mit Zusatz von 
Zucker; 


Drucksache IV/2118 


Anlage 
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